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04. 12. 75 


Sachgebiet 603 


Bericht und Antrag 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Vierten 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über den Finanzausgieich zwischen 
Bund und Ländern 
— Drucksache 7/4059 — 


A. Problem 

Die finanziellen Belastungen der Gebietskörperschaften durch 
die am 1. Januar 1975 in Kraft getretene Steuerreform (ein- 
schließlich der Reform des Familienlastenausgleichs) treffen — 
insbesondere durch die arbeitsamtliche Ausgestaltung des Fa- 
milienlastenausgleichs — ganz überwiegend den Bund. Zum 
Ausgleich der Belastungsverschiebungen durch die Steuer- 
reform ist eine Änderung der für die Jahre 1975 und 1976 im 
Dritten Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den Finanz- 
ausgieich zwischen Bund und Ländern vom 8. Mai 1974 (BGBl. I 
S. 1045) festgeiegten Anteile von Bund (62 vom Hundert) und 
Ländern (38 vom Hundert) am Umsatzsteueraufkommen zu- 
gunsten des Bundes erforderlich. 


B. Lösung 

Auf der Grundlage einer zwischen Bund und Ländern Ende 
November 1973 getroffenen Vereinbarung über eine Revision 
des Beteiiigungsverhäitnisses an der Umsatzsteuer zum Aus- 
gleich der finanziellen Belastungsverschiebungen durch die 
Steuerreform haben sich die Regierungschefs des Bundes und 
der Länder nach längeren Verhandlungen am 11. Juli 1975 auf 
ein neues Beteiiigungsverhäitnis für die Jahre 1975 und 1976 
geeinigt. Danach soll der Anteil des Bundes am Umsatzsteuer- 
aufkommen für das Jahr 1975 um 6,25 vom Hundert-Punkte und 
für das Jahr 1976 um 7 vom Hundert-Punkte erhöht werden. Im 
Jahre 1975 sollen somit dem Bund nunmehr 68,25 vom Hundert 
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und den Ländern 31,75 vom Hundert und im Jahre 1976 dem 
Bund 69 vom Hundert und den Ländern 31 vom Hundert des 
Umsatzsteueraufkommens zustehen. 

Der Ausschuß empfiehlt die inhaltlich unveränderte Übernahme 
des Gesetzentwurfs. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 


D. Kosten 

Aus der Erhöhung des Bundesanteils an der Umsatzsteuer 
fließen dem Bund unter Zugrundelegung der Ergebnisse des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen" vom 21./23. August 1975 
folgende zusätzliche Einnahmen zu: 

Haushaltsjahr 1975 3 313 Millionen DM 

Haushaltsjahr 1976 4 032 Millionen DM 

Die Steuereinnahmen der Länder (einschließlich Gemeinden) 
werden entsprechend gemindert. 
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A. Bericht des Abgeordneten Röhlig 


Die Vorlage — Drudcsadie 7/4059 — wurde vom 
Plenum des Deutschen Bundestages in der 191. Sit- 
zung am 3, Oktober 1975 an den Finanzaussdiuß 
federführend und an den Haushaltsaus sdiuß mitbe- 
ratend und gemäß § 96 GO überwiesen. Der Finanz- 
ausschuß hat über die Vorlage am 22. Oktober 1975 
beraten. 


Der Finanzausschuß empfiehlt in Übereinstimmung 
mit dem Haushaltsausschuß, die zwischen der Bun- 
desregierung und den Ländern vereinbarte Neuver- 
teilung der Umsatzsteuer durch die Annahme des 
Gesetzes zu bestätigen. Die vorgeschlagene Ände- 
rung des Gesetzeswortlautes ist lediglich eine not- 
wendige Korrektur zur Berlin-Klausel. 


Bonn, den 1. Dezember 1975 


Röhlig 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 7/4059 — in der aus der Anlage ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 1. Dezember 1975 

Der Finanzausschuß 

Frau Funcke Röhlig 

Vorsitzende Berichterstatter 
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B e s c h 1 ü s s e d e s 7. Ausschusses 


Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen 
Bund und Ländern vom 28. August 1969 (Bündes- 
gesetzbl. I S. 1432), zuletzt geändert durch das 
Dritte Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern vom 
8, Mai 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 1045), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 1 

Anteile von Bund und Ländern an der 
Umsatzsteuer 

Vom Aufkommen der Umsatzsteuer stehen für 
das Jahr 1975 dem Bund 68,25 vom Hundert und 
den Ländern 31,75 vom Hundert und für das 
Jahr 1976 dem Bund 69 vom Hundert und den 
Ländern 31 vom Hundert zu," 


2, § 17 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Aufteilung der Umsatzsteuer nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes gilt für alle Beträge, 
die nach dem 31. Dezember 1974 vereinnahmt 
oder erstattet werden." 

3. Dem § 19 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Rechts Verordnungen, die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs, 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin, 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1975 in Kraft, 
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